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Eine Krebserkrankung geht – trotz steigender Überlebenschancen – für PatientInnen und ihre 

Angehörige mit einer erheblichen Belastung einher. Das liegt unter anderem an der oft langen und 

belastenden Therapie, an bleibenden Einschränkungen und Folgeschäden, aber auch an der 

unsicheren Prognose. Die zahlreichen Innovationen in der onkologischen Therapie führen zu einer 

zunehmenden Zahl an Langzeitüberlebenden, sowohl mit kompletter Remission der Erkrankung als 

auch mit längeren chronischen Krankheits- und Therapieverläufen. Die Belastungen reichen in fast 

alle Lebensbereiche: Verlust der körperlichen Integrität, finanzielle und soziale Auswirkungen, 

Einschränkung der Arbeitsfähigkeit, psychische Auswirkungen.  

Hier setzt die stationäre Psychoonkologie an: Alle PatientInnen werden nach ihrer individuellen 

Belastung gefragt, bei überschwellig belasteten PatientInnen und ihren Angehörigen wird eine 

differenzierte Diagnostik durchgeführt. Das Behandlungsspektrum reicht von Belastungsreduktion, 

Ressourcenmobilisierung, Beratung, über Krisenintervention bis zur spezifischen 

psychoonkologischen Therapie. Ziel ist eine möglichst weitreichende Rehabilitation und Adaptation 

an neue Lebensrahmenbedingungen. Die wissenschaftliche Evidenz für die Notwendigkeit und 

Wirksamkeit psychoonkologischer Maßnahmen liegt vor [1-4]. 

Von gesundheitspolitischer Seite wird eine bedarfsorientierte psychoonkologische Versorgung aller 

onkologischer PatientInnen gefordert (Nationaler Krebsplan, Handlungsfeld 2, Ziel 9). Die 

Verbesserung der Lebensqualität von Betroffenen ist darüber hinaus erklärtes Ziel der 

vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gemeinsam mit dem Bundesministerium 

für Gesundheit (BMG) und weiteren Partnern initiierten Nationalen Dekade gegen Krebs. 

Mit der Einführung des Zertifizierungssystems von Organkrebszentren und onkologischen Zentren 

durch die Deutsche Krebsgesellschaft e.V. (DKG) sowie der Etablierung Onkologischer Spitzenzentren 

(Comprehensive Cancer Center) durch die Stiftung Deutsche Krebshilfe wurde die 

psychoonkologische Versorgung unabdingbare Voraussetzung für eine erfolgreiche Zertifizierung. 

Somit besteht die strukturelle Notwendigkeit, psychoonkologische Versorgung an zertifizierten 

Zentren vorzuhalten. 

Qualitätsindikatoren in der stationären psychoonkologischen Versorgung umfassen sowohl eine 

Screening-Quote zum Erfassen der individuellen Belastung als auch eine Versorgungs-Quote. Die 

Umsetzung dieser Qualitätsindikatoren und die zertifizierungs- und leitlinienkonforme 

psychoonkologische Versorgung sind mit einem erheblichen finanziellen Aufwand verbunden. 

Die DRG-Pauschalen enthalten bisher nur einen verschwindend geringen Anteil für alle 

psychoonkologischen Leistungserbringer (u.a. ärztliche und psychologische PsychotherapeutInnen 

und qualifizierte psychosoziale Fachkräfte, in der InEK Kostenmatrix subsumiert unter "klinische 

Psychologie"). Daraus kann die stationäre psychoonkologische Versorgung bei weitem nicht 

finanziert werden. Dieses Finanzierungsdefizit führt zu einer nicht qualitätsgerechten Versorgung. 

Der vorhandene Bedarf, die Notwendigkeit der Versorgung und die evidenzbasierte Wirksamkeit 

stehen in Deutschland in einem eklatanten Missverhältnis zur Finanzierungssituation der 

Psychoonkologie im stationären Sektor. 



Diese Situation muss dringend geändert werden. 

Um psychoonkologischen Bedarf zu erheben, psychoonkologische stationäre Versorgung 

qualitätsgesichert zu erbringen, zu dokumentieren und dauerhaft finanzieren zu können, fordern wir: 

1. Die Integration neuer, spezifischer, erlössteigernder OPS-Codes zum psychoonkologischen 

Distress-Screening und zur psychoonkologischen Versorgung als Grundlage zur Integration in 

das DRG-System (Antrag eingereicht Febr. 2023, erneut eingereicht Febr. 2024). 

2. Die regelhafte Finanzierung psychoonkologischer Leistungen im stationären Setting durch die 

gesetzlichen und privaten Krankenversicherungen in allen Kliniken, die an der onkologischen 

Versorgung beteiligt sind. 

3. Im Rahmen des Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetzes: Die Etablierung der 

Psychoonkologie als Qualitätskriterium (Mindestmerkmal) in allen Leistungsgruppen und         

-bereichen, in denen zukünftig onkologische Erkrankungen beschrieben werden. 

Psychoonkologische Leistungen müssen in den Vorhaltepauschalen berücksichtigt werden. 

Die UnterzeichnerInnen bitten alle politisch Verantwortlichen, sich bei zukünftigen Entscheidungen 

insbesondere im Rahmen des Krankenhaus-Reformgesetzes für eine Regelversorgung und 

Regelfinanzierung der stationären Psychoonkologie gemäß den aktuellen wissenschaftlichen 

Erkenntnissen einzusetzen. 

 

- die AG PSO der DKG  (AG Psychoonkologie der DKG)  

- der Vorstand der DKG (Deutsche Krebsgesellschaft e.V.) 

- der Vorstand der DGHO (Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie) 

- der Vorstand der dapo e.V. (Deutsche Arbeitsgemeinschaft für Psychoonkologie e.V.) 

- der Vorstand der Stiftung Deutsche Krebshilfe  

- der Vorstand der DGMP (Deutsche Gesellschaft für Medizinische Psychologie) 

- der Vorstand der DKPM  (Deutsches Kollegium für Psychosomatische Medizin) 

- der Vorstand der DGPM  (Deutsche Gesellschaft für Psychosomatische Medizin) 

- der Vorstand der BAK e.V. (Bundesarbeitsgemeinschaft für ambulante psychosoziale 

Krebsberatung)  

- aus der BAG-PVA (Bundesarbeitsgemeinschaft psychosoziale Versorgung im 

Akutkrankenhaus): BDP (Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V.), 

DVSG e.V. (Deutsche Vereinigung für Soziale Arbeit im Gesundheitswesen), BVAKT 

(Berufsverband für Anthroposophische Kunsttherapie), BAG KT (Bundesarbeitsgemeinschaft 

Künstlerische Therapien), PSAPOH (Psychosoziale Arbeitsgemeinschaft in der Gesellschaft für 

Pädiatrische Onkologie und Hämatologie)  
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